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Der Kanton ist ab sofort in Oberthurgauer Hand
AmMittwoch hat das Thurgauer Kantonsparlament einen neuenGrossrats- und einen neuenRegierungspräsidenten gewählt.

StefanMarolf

Schoggiherzen füralle:AmMitt-
wochhat sichPeterBühler (Mit-
te, Ettenhausen) als Grossrats-
präsident verabschiedet. Das
Jahr sei fantastisch gewesen,
sagt er in seinerAbschiedsrede,
aber nicht nur: «Als der Stuhl
linksvonmirplötzlich leerblieb,
hat mich das sehr betroffen ge-
macht. Die erste Sitzung nach
dem Tod von Regierungsrätin
Sonja Wiesmann beschert mir
heute nochHühnerhaut.»

Belastendwar das Jahr auch
für Peter Bühlers Frau und die
beiden gemeinsamen Töchter.
«Ich weiss, worauf sie verzich-
tenmussten», sagtder abtreten-
deGrossratspräsident. SeineFa-
milie sei an die Grenze des Ver-
antwortbaren gestossen und
habe ihn trotzdem fast immer
unterstützt. Dafür bedankt er
sich am Mittwoch bei seiner
Frau, die auf der Zuschauertri-
bünePlatz genommenhat –und
verliert selbst dabei seinen
Schalknicht: «Wäre ichvorlaut,
würde ich sagen, sie sei hier, um
sicherzustellen, dass ein Nach-
folger fürmich gewählt wird.»

RenéWaltherundDominik
Dieziübernehmen
EinpaarMinuten später ist es so
weit: Der Arboner Stadtpräsi-

dent undFDP-KantonsratRené
Walther holt 114 von 120mass-
gebenden Stimmen und nimmt
turnusgemäss für seineFraktion
aufdemPräsidentenstuhlPlatz.
ImThurgau sei dasVolkderKö-
nig, sagt er in seiner Antrittsre-
de. «Wir sind so etwas wie Ge-
sandte des Königs und müssen
mehrheitsfähige Lösungen fin-
den, die in seinem Sinne sind.
Dazuwerde ichmeinen Beitrag
leisten.»

Walthers erster Beitrag: Er
führt dieWahldesGrossrats-Vi-
zepräsidenten durch: SP-Kan-
tonsrat Felix Meier (Romans-
horn) macht 109 von 119mass-
gebenden Stimmen und wird
das nächste Amtsjahr an René
Walthers Seite ganz vorne im
Ratssaal verbringen.

Ebenfalls neu gewählt: der
Regierungspräsident. Walter
Schönholzer tritt ab, Dominik
Diezi folgt – er holt 105 von 117
massgebenden Stimmen. Sein
VizewirdUrsMartin, dermit91
von 106 massgebenden Stim-
men gewählt wird.

Aussergewöhnlich: Seit ges-
tern ist derKanton inOberthur-
gauerHand.Grossratspräsident
René Walther und Regierungs-
präsident Dominik Diezi kom-
menausArbon,diebeidenVizes
Felix Meier und Urs Martin aus
Romanshorn.Urs Martin, Dominik Diezi, René Walther und Felix Meier haben in der Thurgauer Politik ein Jahr lang das Sagen. Bild: Ralph Ribi

«Saubere Analyse und keine Ausreden»
Aufgaben- undVerzichtsplanung: Der Thurgauer Regierungsrat darf 300’000Franken in externe Berater investieren.

Hans Suter

Die Amriswiler Grünen-Frak-
tionspräsidentin Sandra Rein-
hart bringt es auf den Punkt:
«DerKantonThurgauverzeich-
net einRekorddefizit bei rekord-
tiefem Steuerfuss.» Die Mehr-
heit des Grossen Rats verwei-
gert sich jedocheinerErhöhung
des Steuerfusses. Somit muss
das Ziel eines ausgeglichenen
Finanzhaushalts primär über
Einsparungen erreicht werden.

Dazu hat der Regierungsrat
seiner aktualisiertenFinanzstra-
tegie 2025–2031 ein neues
Handlungsfeld hinzugefügt:
eine Aufgaben- und Verzichts-
planung (AVP).

Das Einsparvolumen durch
dieAVPsoll ab2027mindestens
40 Millionen Franken und ab
2028 mindestens 80 Millionen
Franken betragen. Die dafür zu
eruierenden und zu beschlies-
senden Massnahmen müssen
zudem übermehrere Jahre wir-
ken und somit nachhaltig sein.

In der AVP noch nicht be-
rücksichtigt ist der Volksent-
scheid vom vergangenen Sonn-
tag, die Liegenschaftensteuer
abzuschaffen. Durch den Weg-
fall dieser Objektsteuer fehlen
dem Kanton ab dem 1. Januar
2029 zusätzlich mindestens 15
Millionen Franken pro Jahr.

Kantonbrauchtexterne
Unterstützung
Laut FinanzdirektorUrsMartin
sieht sichdie kantonaleVerwal-
tung ausserstande, das Entlas-

tungsvolumenvon80Millionen
Franken mit den bestehenden
Personalressourcen zu bewälti-
gen. «Zudem würde bei einer
rein internen Lösung die not-
wendige Aussensicht fehlen»,
merkt derRegierungsrat selbst-
kritisch an.

Deshalb beantragt er dem
Grossen Rat einen Nachtrags-
kredit – imSinn einesVerpflich-
tungskredits – von 300’000
Franken für externe Beratung.
Die Summe setzt sich zusam-
men aus 150’000 Franken für
fachliche Beratung, Ausarbei-
tung von Vorschlägen und Be-
gleitung des Projekts sowie
150’000Franken fürdieBereit-
stellung der Daten für einen
datenbasierten Vergleich mit
anderenKantonen.

Es ist vorgesehen, dass die
Berater dem Regierungsrat ein
Gesamtpaket mit zwei termin-
lichausgerichtetenTeilenvorle-
gen.Undzwar so, dassdie inder
Kompetenz des Regierungsrats
liegenden Massnahmen ihre
Wirkungenbereits im Jahr 2027

entfaltenkönnen.DasMassnah-
menpaketmit notwendigenGe-
setzesanpassungen soll dem
GrossenRat zeitlich sovorgelegt
werden, dass es in das Budget
2028 einfliessen kann.

DieGeschäftsprüfungs- undFi-
nanzkommission (GFK) unter
dem Präsidium des Weinfelder
SVP-KantonsratsHansEschen-
moser und das Kantonsparla-
ment stehen dem beantragten

Verpflichtungskredit positiv
gegenüber.

Kommissionverlangtauch
ÜberprüfungderEffizienz
Der GFK reicht der damit ver-
bundeneAuftragabernicht aus.
InderKommissionssitzungwur-
de mit 14:4 beschlossen, dem
Grossen Rat eine zweite Be-
schlussziffer zubeantragen:Der
Regierungsrat wird beauftragt,
imRahmendesVerfahrensauch
die Effizienz der kantonalen
Leistungserbringung zu über-
prüfen. Das Parlament steht
auch diesem Antrag positiv
gegenüber.

Keine der sieben Grossrats-
fraktionen spricht sich gegen
die AVP und die Effizienzüber-
prüfung aus. In der inhaltlichen
Ausgestaltunggibt es allerdings
unterschiedlicheAuffassungen.
Bereits derKommissionsbericht
der GFK hält eine Befürchtung
fest: «Das Ergebnis darf nicht
sein, dass gesparte Kosten auf
die Gemeinden abgewälzt
werden.»

«DieErgebnissemüssen
aufdenTisch»
«Der Blick von aussen ist zwin-
gend, ebenso der Einbezug des
Grossen Rates», sagt Mitte/
EVP-FraktionschefKilian Imhof
(Mitte, Balterswil). Er betont:
«LösungensindnurmitVerzicht
möglich.» Deshalb müsse auch
der Steuerfuss wieder auf die
richtige Höhe angehoben wer-
den. Sandra Reinhart von der
Grünen-Fraktion sagt: «Kosten

den Gemeinden zuzuschieben,
geht nicht.» Es sei auch nicht
richtig, das jährlicheEinsparziel
von40beziehungsweise80Mil-
lionen Franken zu definieren,
bevor die externe Prüfung er-
folgt sei.

DieGLP-Fraktion sorgt sich
um die Qualität der angestreb-
tenVergleichemit anderenKan-
tonen. Der Auftrag an die Bera-
ter sei nicht klar definiert, sagt
Fraktionschef Reto Ammann:
«Wir sinddankbar,wennderge-
naueAuftragpräzise formuliert,
wasmanunterQuervergleich zu
anderenKantonenversteht.»Es
müsse darum gehen, zu analy-
sieren, was andere Kantone
nicht oder nichtmehr tun.

Die SVP-Fraktion erwartet
eine «saubere Analyse und kei-
neweiterenAusreden,wasalles
nicht gestrichenwerdenkann»,
wie Aline Indergand (Altnau)
unterstreicht. «Die Ergebnisse
müssenaufdenTisch, undzwar
bald. Die Richtung stimmt, wir
sehendenNachtragskredit aber
kritisch.»

Die FDPwill «einen schlan-
kenStaat», sagtMartinaPfiffner
Müller (Gachnang)und fordert:
«DortAufgabenkürzen,wodie-
se nicht mehr notwendig oder
nichtmehrnachgefragt sindund
keinen Mehrwert für den Kan-
tonmehr schaffen.»

Während die SP hoffnungs-
voll in die Zukunft blickt, zwei-
felt dieEDU/Aufrecht-Fraktion
laut Marcel Wittwer (EDU,
Schocherswil) «bahnbrechende
Ergebnisse» an.

Kantonsrat Hans Eschenmoser,
SVP, Weinfelden, GFK-Präsident.
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Kantonsrätin Sandra Reinhart,
Grüne, Amriswil.

Bild: zvg

Kantonsrätin Aline Indergand,
SVP, Altnau.
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Die Zielsetzungen der AVP 2025–2031

Mit der Aufgaben- und Verzichts-
planung (AVP) 2025–2031 wer-
den folgende Ziele verfolgt:

1. Sämtliche Aufgaben und
Leistungen der kantonalen Ver-
waltung Thurgau sind kritisch zu
prüfen und mit anderen Kanto-
nen zu vergleichen.

2. Im Zentrum der Verzichts-
planung stehen Gesetzes- und
Verordnungsanpassungen so-
wie Leistungsvereinbarungen.

3. Die AVP 2025–2031 muss
von den beiden Handlungsfel-
dern «Aufwand in den Global-
budgets» und «Transferaufwand»
der Finanzstrategie abgegrenzt
werden. Die Massnahmen dieser

beiden Handlungsfelder bezie-
hen sich auf schwach gebunde-
ne Ausgaben. Dies sind vertrag-
liche oder andere Verpflichtun-
gen, die kurzfristig durch die
Verwaltung angepasst werden
können. Hier besteht grosse
Handlungsfreiheit bezüglich der
Ausgabe. Die AVP 2025–2031
hat sich schwergewichtig auf die
mittlere Gebundenheit von Aus-
gaben zu konzentrieren.

4. Das Einsparungsvolumen
soll ab 2027 mindestens 40 Mil-
lionen Franken, ab 2028 80 Mil-
lionen Franken betragen. Die
Massnahmen müssen über
mehrere Jahre wirken. (hs)


